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I. Mietzinsstrukturen
1. Vereinbarungen über den 
Mietzins/Mietstrukturen
Vereinbarungen über die Miete können 
sowohl für Wohnraum aber auch für den 
Gewerberaum in unterschiedlicher Art und 
Weise getroffen werden. Außer im öffent-
lich geförderten Wohnraum, ist die Miete 
zwischen den Parteien grundsätzlich frei 
verhandelbar. Begrenzungen bezüglich der 
Miethöhe ergeben sich, wenn die Voraus-
setzungen von § 5 Wirtschaftsstrafgesetz, 
vom Straftatbestand des § 291 Strafgesetz-
buch bzw. des zivilrechtlichen Sittenwidrig-
keitstatbestandes des Wuchers gem. § 138 
BGB vorliegen. Einzelheiten dazu werden in 
den Folgebeiträgen behandelt. 
Der Begriff der Miete umfasst dabei alle Kos-
tenbestandteile. Von der Miete sind sowohl 
die Grundmiete als auch Pauschalen oder/
und Vorauszahlungen für die Nebenkosten 
erfasst. Grundsätzlich hat der Vermieter die 
auf der Mietsache ruhenden Lasten zu tra-
gen. Davon sind zumindest teilweise auch 
die Betriebskosten erfasst. Gem. § 556 BGB 
können die Vertragsparteien vereinbaren, 
dass der Mieter die Betriebskosten trägt. 
Fehlt eine solche Vereinbarung, ist der 
Vermieter verpflichtet, die Betriebskosten 
zu tragen.
Vermieter und Mieter können unterschied-
liche Mietvereinbarungen zur Zusammen-
setzung der Miete treffen. Je nachdem was 
die Parteien vereinbart haben, unterschei-
det man die folgenden Begrifflichkeiten 
bzw. Mietstrukturen:
■	 Nettokaltmiete 
■	 Bruttokaltmiete 
■	 Teilinklusivmiete 
■	 Bruttowarmmiete = Inklusivmiete
Dabei geht es vor allem darum, ob und 
welche Nebenkosten schon in der Miete 
enthalten sind. Oder ob die Nebenkosten 
mit einer Pauschale abgegolten werden 
bzw. ob über die Nebenkosten konkret 
abgerechnet wird. Die Vorauszahlungen 
sind quasi Abschlagszahlungen auf die vom 
Vermieter durchzuführende Betriebskos-

tenabrechnung. Aus der Betriebskostenab-
rechnung ergibt sich, ob der Vermieter vom 
Mieter eine Nachforderung beanspruchen 
kann, die Abschlagszahlungen genau die 
Kosten decken oder der Mieter eine Rück-
zahlung erhält.
Im Folgenden werden die einzelnen 
Möglichkeiten der Mietzinsgestaltung 
dargestellt.

Beispiel: Max Mustermann bewohnt in 
der Musterstraße 1 eine Wohnung mit 
folgenden Daten:
Zweizimmerwohnung 60 m².
Grundmiete (= Nettokaltmiete): 	 500,00 €
Kosten für Heizung: 	 49,20 €
Kosten für Warmwasser: 	 18,60 €
Weitere (kalte) Betriebskosten der genann-
ten Wohneinheit (lt. Abrechnung letztes 
Jahr angefallen) pro Monat:
Hier:
■	 Kosten der Wasserversorgung:	15,00 €
■ 	 Kosten der Entwässerung	 13,80 €
■ 	 Grundsteuer	 15,00 €
■ 	 Sach- und Haftpflicht-	

versicherung	 6,60 €
■ 	 Gebäudereinigung und 	

Ungezieferbekämpfung	 7,80 €
■ 	 Gartenpflege	 5,40 €
■ 	 Umlegbare Hauswartkosten	 7,80 €

2. Nettokaltmiete
a) Nettokaltmiete® mit Vorauszahlungen für 
kalte und warme Betriebskosten
Hierbei wird eine Grundmiete oder besser 
Nettokaltmiete vereinbart. Daneben wird 
vereinbart, dass der Mieter die umlegbaren 
Nebenkosten im Sinne der Betriebskosten-
verordnung (BetrKV) trägt. Hierfür werden 
Vorauszahlungen in angemessener Höhe 
erhoben. Über die Vorauszahlungen muss 
dem Mieter gegenüber eine Abrechnung 
erfolgen. Die Nettokaltmiete ist daher die 
Miete ohne (kalte) Betriebskosten und 
die Kosten für Warmwasser und Heizung 
(warme Betriebskosten).
Die nachfolgende Tabelle (Seite 34 oben) 
zeigt die in Berlin für das Jahr 2011 abge-

rechneten Beträge der einzelnen Betriebs-
kostenarten.
Für das Abrechnungsjahr 2011 wurden 
durchschnittliche (kalte) Betriebskosten in 
Höhe von 1,43 €/m² monatlich und Kosten 
für Heizung und Warmwasser („warme“ 
Betriebskosten) in Höhe von 1,09  €/m² 
monatlich abgerechnet. Die durchschnitt-
lichen Betriebskosten ergeben sich nicht 
aus der Summierung der Einzelpositionen 
in der oben abgebildeten Tabelle, weil nicht 
immer alle Betriebskostenarten anfallen.
Eine Vereinbarung im Mietvertrag von Paul 
Mustermann aus dem genannten Beispiel 
zur Zahlung einer Nettokaltmiete zuzüglich 
Vorauszahlungen für die Betriebskosten 
kann folgendermaßen aussehen:
Die Miete beträgt monatlich 500 €.
Diese Miete ist eine Nettokaltmiete, in der 
Betriebskosten nicht enthalten sind. Neben 
Heizungs- und Warmwasserkosten hat der 
Mieter daher alle Betriebskosten gemäß der 
BetrKV zu tragen, sofern diese im Einzelfall 
anfallen.
Die Vorschüsse für Nebenkosten betragen 
zurzeit:
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muss er eine begründete Erhöhungserklä-
rung in Textform an den Mieter senden. 
Hierfür sind wiederum eine Offenlegung 
der ursprünglichen Kalkulation und eine 
nachvollziehbare Berechnung erforderlich. 
Das wiederum kann nur durch eine Abrech-
nung der kalten Betriebskosten erfolgen. 
Für Vermieter können gerade bei Kurz-
zeitvermietungen, beispielsweise für 
Ferienwohnungen, solche Betriebskosten-
pauschalen sinnvoll sein. Beinhaltet eine 
Pauschale auch verbrauchsabhängige 
Kosten z. B. Kaltwasser- was nicht verboten 
ist- so fehlt der Anreiz für den Mieter, sich 
bewusst und kostensparend zu verhalten.
Eine Vereinbarung im Mietvertrag zur Zah-
lung einer Nettokaltmiete zuzüglich einer 
Betriebskostenpauschale für die kalten 
Betriebskosten und Vorauszahlungen für 
Heizung und Warmwasser für das oben 
genannte Beispiel kann folgendermaßen 
aussehen:
Die Miete beträgt monatlich 500 €.
Die Miete ist eine Nettokaltmiete, in der 
Betriebskosten nicht enthalten sind. Neben 
Vorschüssen für Heizungs- und Warmwasser-
kosten zahlt der Mieter eine Betriebskosten-
pauschale.
Die Vorschüsse betragen für
Heizungskosten	 49,20 €
Warmwasserkosten	 18,60 €
Betriebskostenpauschale	 75,00 €
Miete und Nebenkosten 
insgesamt zurzeit	 642,80 €

3. Bruttokaltmiete mit Vorauszahlung für 
Heizung und Warmwasser
Möglich ist auch eine Vereinbarung, 
wonach in der Miete die (kalten) Betriebs-
kosten schon enthalten sind. Daneben 
aber Vorauszahlungen für Warmwasser 
und Heizung erhoben werden. Eine solche 
Vereinbarung wird als Bruttokaltmiete 
bezeichnet.
Dabei gilt, dass grundsätzlich alle kalten 
Betriebskosten bereits in der Miete ent-
halten, d. h. mit der Mietzahlung abgegol-
ten sind. Diese können dann nicht mehr 
gesondert über eine Pauschale oder als 
mittels Vorauszahlungen umgelegt werden. 
Eine Erhöhung der Bruttokaltmiete wegen 
gestiegener kalter Betriebskosten ist grund-
sätzlich nicht möglich. Eine Ausnahme 
gibt es nur für Altverträge (bis 01.09.2001 
bestehende Verträge) soweit in diesen Ver-
trägen vereinbart wurde, dass der Mieter 
eine Erhöhung der Betriebskosten zu tragen 
hat. Bei allen anderen Verträgen ist eine Er-
höhung der Miete nur nach § 558 BGB bis 
zur ortsüblichen Vergleichsmiete möglich. 
Und auch nur unter Einhaltung aller gesetz-
licher Voraussetzungen wie Einhaltung der 

Abrechnungsjahr 2011 (Angaben in €/m² monatlich)

Betriebskostenarten
Unterer 

Spannenwert 
4/5-Spanne

Mittel-
wert

Oberer  
Spannenwert 
4/5-Spanne

Grundsteuer 0,13 0,25 0,41

Wasserversorgung 0,15 0,25 0,44

Entwässerung 0,13 0,23 0,31

Niederschlagswasser 0,03 0,06 0,08

Aufzug 0,07 0,18 0,32

Straßenreinigung 0,01 0,04 0,06

Müllbeseitigung 0,09 0,14 0,20

Hauswart/Hausmeister 0,03 0,19 0,39
Gebäudereinigung und 
Ungezieferbekämpfung 0,03 0,13 0,23

Schneebeseitigung 0,02 0,04 0,06

Gartenpflege 0,02 0,09 0,18

Beleuchtung (Allgemeinstrom) 0,01 0,04 0,08

Schornsteinreinigung 0,02 0,07 0,10

Sach- und Haftpflichtversicherung 0,03 0,11 0,19
Betrieb der Gemeinschafts-Antennenanla-
ge/des Breitbandkabelanschlusses 0,05 0,11 0,17

Sonstige „kalte“ Betriebskosten 0,01 0,05 0,09

Heizung 0,39 0,82 1,33

Warmwasser 0,12 0,31 0,58
Sonstige „warme“ Betriebskosten 
(z. B. Wartung Heizungsanlage) 0,01 0,08 0,15

Quelle: http://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/de/tabelle.shtml

für Betriebskosten gemäß BetrKV	 71,40 €
Heizungskosten 	 49,20 €
Warmwasserkosten 	 18,60 €
Miete und Nebenkosten 
insgesamt zurzeit	 639,20 €

b) Nettokaltmiete mit Betriebskostenpau-
schale für die kalten Betriebskosten und Vor-
auszahlungen für Heizung und Warmwasser 
(warme Betriebskosten)
Möglich ist gem. § 556 Abs. 2 BGB auch, dass 
für die kalten Betriebskosten eine Pauschale 
vereinbart wird. Der Unterschied zu den 
Vorauszahlungen besteht darin, dass über 
die Pauschale keine Abrechnung erfolgen 
muss. Die Betriebskostenpauschale ist im 
Vertrag gesondert auszuweisen. Der Ver-
mieter trägt bei der Vereinbarung einer 
Pauschale das Risiko, dass durch die Pau-
schale die tatsächlich anfallenden Kosten 
gedeckt werden. Hier besteht das Risiko, 
dass der Verbrauch des Mieters tatsächlich 
höher ist, als vom Vermieter bei Abschluss 
des Mietvertrages kalkuliert.
Eine Erhöhung der Betriebskostenpau-
schale ist über § 560 Abs. 1 BGB möglich 
Der Vermieter kann durch Erklärung in 

Textform eine Erhöhung der Betriebskosten 
gegenüber dem Mieter geltend machen, 
sofern das ausdrücklich im Mietvertrag 
vereinbart ist. Danach kann der Vermieter 
eine Erhöhung der Betriebskosten z. B. 
durch steigende Versicherungsprämien 
oder steigende (Kalt-) Wasserkosten auf 
den Mieter umlegen. Allerdings ist auch 
bei einer Ermäßigung der Betriebskosten 
die Betriebskostenpauschale zu senken.
Die Betriebskostenpauschale sollte sich 
sinnvollerweise an den tatsächlichen 
Kosten orientieren, wobei auch erfahrungs-
gemäß stattfindende Kostensteigerungen 
in der Pauschale berücksichtigt werden 
können. Der Vermieter hat ein eigenes 
wirtschaftliches Interesse daran, dass die 
Betriebskostenpauschale für die Deckung 
der anfallenden Betriebskosten ausrei-
chend ist. Der scheinbare Vorteil dieser 
Mietzinsstruktur, dass über die kalten Be-
triebskosten nicht abgerechnet werden 
muss, verschwindet bei näherem Hinsehen. 
Der Vermieter muss sowohl aufgrund der 
Vorschrift des § 560 BGB zumindest intern 
über die Betriebskosten abrechnen. Will er 
eine Erhöhung der Pauschale durchsetzen, 



35Nr. 14/2014	 DAS GRUNDEIGENTUM | Beilage Ausbildung und Karriere

Ausbildung und Karriere

Kappungsgrenze, Zustimmung des Mieters 
und mehr. Mit diesen Einzelheiten wird sich 
ein späterer Teil beschäftigen.
Möglich sind auch Vereinbarungen wonach 
bestimmte kalte Betriebskosten ausdrück-
lich herausgenommen werden und für Sie 
eine Vorauszahlungspflicht oder eine Be-
triebskostenpauschale vereinbart wird. Hier 
handelt es sich dann um eine sogenannte 
Teilinklusivmiete. Hierbei liegt also eine 
Mischform zwischen der Bruttokaltmiete 
und der Nettokaltmiete jeweils mit Voraus-
zahlungen bzw. Pauschalen für die Betriebs-
kosten vor. Welche kalten Betriebskosten 
dabei herausgenommen werden unterliegt 
der Vereinbarung der Parteien.
Der Vermieter trägt hier das Risiko, dass die 
in der Bruttokaltmiete kalkulierten kalten 
Betriebskosten steigen und nicht über eine 
Mieterhöhung nach § 558 BGB abgefangen 
werden können. Das gilt umso mehr, als dass 
Mietverträge oft über Jahrzehnte Bestand 
haben und zukünftige Entwicklungen kaum 
vorausgesagt werden können.

4. Bruttowarmmiete i.S. d. Inklusivmiete
Der Begriff wird in doppelter Hinsicht ver-
wendet. Bei der Bruttowarmmiete sind alle 
Nebenkosten bereits mit der Mietzahlung 
abgegolten. Eine Erhöhung der Miete we-
gen gestiegener Betriebskosten ist nicht 
möglich. Eine Erhöhung der Bruttowarm-
miete nach § 558 BGB ist nur unter Heraus-
rechnung der in der Miete enthaltenen 
Betriebskosten möglich. Für den Vermieter 
ist eine solche Vertragsgestaltung nicht 
zu empfehlen und soweit nach der Heiz-
kostenverordnung verbrauchsabhängig 
abgerechnet werden muss, auch gar nicht 
mehr zulässig.1) Er kann Erhöhungen der 
Betriebskosten zum Beispiel durch stei-
gende Energiepreise nicht auf den Mieter 
umlegen. Allerdings kann in besonderen 

1) BGH Urteil vom 19.7.2006, GE 2006, 1094
2) EuGH, Urteil vom 3.4.2008 - C 306/06; Palandt, Grüne-
berg BGB §270 Rn. 1, 71. Aufl. 2012

Mietverhältnissen bei denen keine oder 
kaum Nebenkosten anfallen, wie bei der 
Stellplatzmiete oder bei Kurzzeitvermie-
tungen, eine solche Vertragsgestaltung 
sinnvoll sein.

II. Fälligkeit der Miete
1. Ausgangssituation
Die Bebra GmbH verwaltet in der Muster-
straße 1, in Berlin ein Gebäude mir mehre-
ren Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie 
einige Stellplätze. Die Wohneinheiten sind 
unterschiedlich groß und verschieden aus-
gestattet. Die Mieteinheiten 1 und 2 sowie 
die Stellplatzeinheiten mit der Nr. 6-1 und 
6-2 werden zu den unten stehenden Kon-
ditionen vermietet.

Miet-
ein-
heit

Art
Netto-

kaltmie-
te in €

€/m²

Be-
triebs-
kosten 

in €

Brutto-
warm-
miete 

in €

Etage
Zim-
mer

m²

1 Wohnraummiete 1.343,35 8,76 160,25 1.503,60 EG 5 153,35

2 Wohnraummiete 402,51 4,71 86,42 488,93 EG 2 85,4

…

6-1 Stellplatz 25 1,25   25     20

6-2 Stellplatz 35 1,75   35     20

Sie haben die Aufgabe bei nachfolgenden 
Geschäftsvorfällen Ihre weitere Vorgehens-
weise darzustellen und diese zu begründen.
1. 	 Der Wohnungsmieter der Mieteinheit 

(ME) 1 hat in den letzten beiden Mo-
naten seine vollständig Miete nicht 
überwiesen. 

2. 	 Der Stellplatz 6-1 ist an den Mieter 
der Mieteinheit 2 vermietet. Auch hier 
liegt für die letzten drei Monate kein 
Zahlungseingang für den Stellplatz-
mietvertrag vor.

3. 	 Der Stellplatz 6-2 ist an einen Gewerbe-

Übersicht

Nettokaltmiete 
zzgl. Vorauszahlung/Pauschale für:

Bruttokaltmiete 
(Teilinklusivmiete)

zgl. Vorauszahlung für:
Bruttowarmmiete 

(Inklusivmiete)

(kalte) Betriebskosten wie z. B.

■ Versicherungen

■ Grundsteuer

■ Hauswartkosten

■ Kosten der Hausreinigung

■ Kosten der Schneebeseitigung

■ weitere siehe BetrKV

(warme) Betriebskosten (warme) Betriebskosten

■ Heizkosten ■ Heizkosten

■ Warmwasserkosten ■ Warmwasserkosten

mieter vermietet. Dieser hat im vergan-
genen Monat die Stellplatzmiete nicht 
überwiesen.

2. Sachdarstellung
Die Miete ist gem. §  556 b Abs.  1 BGB 
spätestens zum dritten Werktag der Zeit-
abschnitte zu entrichten, nach denen Sie 
bemessen ist. In der Regel ist daher die 
Miete bei Wohnraummietverhältnissen bis 
zum 3. Werktag eines Monats zu entrichten. 
Eine abweichende Vereinbarung ist im 
Mietvertrag möglich. Diese Vorschrift hat 
besondere Bedeutung für den Zahlungs-
verzug des Mieters. Hier wird der Fälligkeits-
zeitpunkt gesetzlich geregelt. Fälligkeit ist 
der Zeitpunkt, von dem an eine geschuldete 

Leistung gefordert werden kann. Vor Ein-
tritt der Fälligkeit muss der Schuldner die 
Leistung nicht erbringen. 
Da der Fälligkeitszeitpunkt bei der Mietzah-
lung gesetzlich oder vertraglich geregelt ist, 
kommt der Mieter auch ohne Mahnung des 
Vermieters in Zahlungsverzug, wenn er die 
Miete nicht rechtzeitig leistet. 
Es handelt sich dabei um eine gem. § 286 
Abs. 2 Nr. 1 BGB kalendermäßig bestimm-
te Leistung. Rechtzeitig bedeutet, dass 
der geschuldete Betrag dem Konto des 
Gläubigers spätestens am 3. Werktag des 
Monates gutgeschrieben werden muss. 
Die bis vor wenigen Jahren herrschende 
Auffassung, dass Geldschulden qualifizierte 
Schickschulden sind, und der Schuldner bis 
zum 3. Werktag alles für die Übermittlung 
des Geldes seinerseits erforderliche getan 
haben muss, lässt sich nach der Richtlinie 
zur Bekämpfung des Zahlungsverzugs und 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshof 
nicht mehr halten.2) In der Praxis spielen 
diese unterschiedlichen Auffassungen in 
der Regel keine Rolle, da in den meisten 
Mietverträgen üblicher- und zulässigerwei-
se geregelt ist, dass die Miete am 3. Werktag 
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Wohnraummietvertrag Verzug mit einem 
nicht unerheblichen Teil der Miete der Miete 
vor, wenn die Höhe des Rückstandes eine 
Monatsmiete übersteigt. § 569 Abs. 3 Nr. 1 
BGB. Beim Vorliegen von Mietrückständen 
und auch bei verspäteten Mieteingängen 
kann der Vermieter das Mietverhältnis 
auch ordentlich, d. h. unter Einhaltung der 
gesetzlichen Kündigungsfrist kündigen, 
wenn der Mieter dadurch seine vertrag-
lichen Pflichten schuldhaft und nicht un-
erheblich verletzt hat. §  573 Abs.  2 Nr. 1 
BGB . Ausführliche Ausführungen zu den 
Kündigungsgründen und den unterschied-
lichen Rechtsfolgen folgen beim Thema 
Beendigung von Mietverhältnissen.
Der Vermieter kann vom Mieter nach den 
Voraussetzungen der §§  280 Abs.  1 und 
Abs.  2, 286 den Verzögerungsschaden 
ersetzt verlangen. Dieser umfasst zum 
einen den Ersatz der Verzugszinsen nach 
§ 288 BGB.

Verzugszinsen gem. § 288 BGB

Bei Verträgen unter Beteiligung eines 
Verbrauchers gem. § 288 Abs. 1 BGB 5 % 
über dem Basiszinssatz

Bei Verträgen an denen ein Verbraucher 
nicht beteiligt ist gem. § 288 Abs. 2 BGB 
8 % über dem Basiszinssatz

Gegen Nachweis können auch höhere 
Zinsen verlangt werden gem. §  288 
Abs. 3 BGB.

Gemäß § 247 Abs. 2 BGB ist die Deutsche 
Bundesbank verpflichtet, den aktuellen 
Stand des Basiszinssatzes im Bundes-
anzeiger zu veröffentlichen4). Ab 1. Juli 
2014 beträgt der Basiszins nach § 247 BGB 
-0,73 %. Der negative Basiszins ist der ak-
tuellen Niedrigzinspolitik der Europäischen 
Zentralbank geschuldet.
Weiterhin kann der Vermieter weitere 
Schadenspositionen als Verzugsschaden im 
Rahmen der außergerichtlichen und der ge-
richtlichen Forderungsverfolgung geltend 
machen, sofern diese auf dem Zahlungsver-
zug beruhen. Dazu gehören beispielsweise 
die Mahnkosten und Anwaltskosten für die 
Rechtsverfolgung.
Dabei ist zu beachten, dass die Kosten für 
einen Rechtsanwalt in einfach gelagerte 
Fälle nur als Verzögerungsschaden geltend 
gemacht werden können, soweit die Kosten 
aus der Sicht einer vernünftigen, wirtschaft-
lich denkenden Person zur Wahrung und 

3) BGH, Urteil vom 13.7.2010 - VIII ZR 129/09
4) www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/
Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html

auf dem Konto des Vermieters eingegangen 
sein muss. 
Keine Werktage sind Feiertage, Sonntage 
und auch der Sonnabend. Der Sonnabend 
ist entsprechend der Rechtsprechung des 
BGH kein Bankarbeitstag, da Banken an 
diesem Tag geschlossen seien und Über-
weisungen nicht ausgeführt würden.3) 

Entsprechend werden Sonn- und Feiertage 
und der Sonnabend auch dann nicht in die 
Karenzfrist einberechnet, wenn sie auf den 
1. oder 2. Tag im Monat fallen.

Exkurs: Zahlungsverzug 
bei Mietschulden
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des 
Zahlungsverzuges gem. § 286 BGB
(1) Fälligkeit der Leistung
Dem Vermieter muss aus dem Mietver-
trag ein durchsetzbarer, fälliger Anspruch 
zustehen. Der Verzug ist beispielsweise 
ausgeschlossen, wenn der Mieter der 
Zahlungspflicht berechtigt die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages (§ 320 BGB) ent-
gegenhält oder ein Zurückbehaltungsrecht 
(§ 273 BGB) ausübt. Für die Fälligkeit des 
Anspruches ist die vertragliche Abrede ent-
scheidend. Das heißt, die Zahlung ist dann 
fällig, wenn der Vermieter sie entsprechend 
der vertraglichen Abrede verlangen kann.

(2) Mahnung
Grundsätzlich ist für den Eintritt des 
Verzuges und der damit verbundenen 
Rechtsfolgen eine Mahnung erforderlich. 
Eine Mahnung stellt eine an den Mieter 
gerichtete eindeutige Aufforderung dar, die 
geschuldete Leistung (Miete) zu erbringen.

(3) Entbehrlichkeit der Mahnung
Eine Mahnung ist für den Eintritt des Ver-
zuges nicht notwendig wenn:
1. 	 Der Leistungszeitpunkt kalendermäßig 

bestimmt ist (z. B. Festlegung eines 
Datums).

2. 	 Der Leistungszeitpunkt kalendermäßig 
bestimmbar ist (z. B. 10 Tage nach Be-
urkundung des Vertrages).

3. 	 Der Schuldner die Leistung ernsthaft 
und endgültig verweigert.

In diesen Fällen kommt der Mieter auch 
ohne Mahnung in Verzug mit Ablauf des Fäl-
ligkeitstages. Die weitere Fallgruppe, dass 
der Schuldner aus besonderen Gründen 
und unter Abwägung der beiderseitigen 
Interessen auch ohne Mahnung in Verzug 
kommt, ist im Mietrecht kaum relevant. 

(4) 30 Tage Regel für Unternehmer – 
Verzug ohne Mahnung nach 30 Tagen
Der Schuldner einer Geldforderung kommt 
spätestens 30 Tage nach Rechnungszugang 

in Verzug. Das gilt gegenüber Verbrauchern 
nur, wenn sie in der Rechnung gesondert 
darauf hingewiesen worden sind. Schuldner 
der nicht Verbraucher ist, kommt 30 Tage 
nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleis-
tung in Verzug. Der Begriff des Verbrauchers 
und des Unternehmers ist in den §§ 13,14 
BGB definiert. Verbraucher ist danach jede 
natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu 
einem Zwecke abschließt, der weder ihrer 
gewerblichen noch ihrer selbständigen 
beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden 
kann. Unternehmer sind natürliche oder 
juristische Personen oder rechtsfähige 
Personengesellschaften, die bei Abschluss 
eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer 
gewerblichen oder selbständigen beruf-
lichen Tätigkeit handelt. Diese Regelung 
ist für die Mietzinszahlung nicht relevant, 
da es einen gesetzlichen oder vertraglichen 
Fälligkeitszeitpunkt gibt. Bei andern Forde-
rungen aus dem Mietverhältnis gegenüber 
dem Mieter empfiehlt es sich in jedem Fall 
eine angemessene und kalendermäßig 
bestimmte Zahlungsfrist zu setzen.

(5) Vertreten müssen (Verschulden)
Der Schuldner kommt grundsätzlich nur 
in Verzug, wenn er die Verspätung zu ver-
treten, d. h. zu verschulden hat. Er ist für 
eine Verzögerung der Zahlung auch dann 
verantwortlich, wenn sie auf mangelnder 
finanzieller Leistungsfähigkeit beruht. 
Ausnahmen können im Mietrecht dann 
vorliegen, wenn die Bank die Weiterleitung 
des Geldes verzögert oder das Amt ohne 
Verschulden des Mieters die Auszahlungen 
nicht vornimmt. Hier ist § 286 Abs. 4 BGB 
zu beachten. Der Mieter kommt dann 
nicht in Zahlungsverzug, wenn er selbst 
die Verspätungsgründe nicht zu vertreten 
hat. Anders ist der Fall zu beurteilen, wenn 
das Jobcenter die Mietzahlungen nicht 
vornimmt, weil der Mieter geforderte Unter-
lagen nicht vorgelegt hat.

(6) Rechtsfolgen des Zahlungsverzuges 
Unter bestimmten Voraussetzungen steht 
dem Vermieter ein Kündigungsrecht zu. 
Der Vermieter kann das Mietverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
kündigen, wenn der Mieter für zwei aufein-
anderfolgende Termine mit der Entrichtung 
der Miete oder eines nicht unerheblichen 
Teils in Verzug ist (§ 543 Abs. 2 Nr. 3 a BGB). 
Alternativ besteht das Recht zur fristlosen 
Kündigung, wenn der Mieter mit der Miet-
zahlung in einem Zeitraum, der sich über 
mehr als zwei Termine erstreckt, in Höhe 
eines Betrags in Verzug gekommen ist, 
der die Miete für 2 Monate erreicht (§ 543 
Abs. 2 Nr. 3 b BGB). Im ersten Fall liegt beim 
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Durchsetzung seiner Rechte erforderlich 
und zweckmäßig sind. Bei „mietrechtlichen 
Routinefällen“ mit einfacher Sachlage ist 
die Beauftragung eines Anwalts sowohl 
zur Erstmahnung als auch zum Ausspruch 
einer Kündigung jedoch weder zweckmä-
ßig noch erforderlich. Dies gelte jedenfalls 
bei einem Großvermieter, der über genug 
geschultes Personal verfügt, um solche 
rechtlich einfachen Schreiben selbst zu 
verfassen.5)

Auch beim Ersatz von Kosten für ein Inkas-
sobüro kann die Ersatzpflicht des Mieters 
aufgrund ähnlich gelagerter Probleme 
nicht gegeben sein. Zum einen wird die 
Ersatzpflicht dann ausgeschlossen wenn 
das Inkassobüro Leistungen erbringt, wie 
die Erstmahnung, die zum gewöhnlichen 
Pflichtenkreis des Vermieters gehören. Zum 
anderen wird die Höhe der Ersatzpflicht 
nach oben begrenzt. Der Gläubiger hat bei 
jedem Schadensersatzanspruch eine Scha-
densminderungspflicht zu beachten gem. 
§ 254 Abs. 2 Satz 1 BGB. Inkassoleistungen 
dürfen daher nicht höher sein, als die Be-
auftragung eines Rechtsanwaltes, der mit 
dem außergerichtlichen Forderungseinzug 
beauftragt wird. Kommt es zu einem Pro-
zess können die Inkassoleistungen in der 
Regel nicht zusätzlich zu den außergericht-
lichen Rechtsanwaltskosten beansprucht 
werden.6)

III. Sicherheitsleistung des Mieters (Kau-
tion) bei Wohnraummietverhältnissen
1. Allgemeines
Die Kaution sichert die Ansprüche des 
Vermieters aus dem Mietvertrag, für den 
Fall dass der Mieter seinen Verpflichtun-
gen nicht nachkommt. Der Mieter ist nur 
dann verpflichtet eine Sicherheitsleistung 
zu stellen, wenn es vertraglich vereinbart 
wurde. Einen gesetzlichen Anspruch des 
Vermieters auf Zahlung einer Kaution ohne 
vertragliche Vereinbarung gibt es nicht. 
Gesetzlich geregelt ist die Begrenzung 
der Höhe der Kautionszahlungen, die Be-
rechtigung des Mieters Mietsicherheiten in 
Geld als Teilzahlungen zu leisten und deren 
Fälligkeit und die Anlage und Verzinsung 
der in Form einer Geldsumme gestellten 
Sicherheit durch den Vermieter. § 551 BGB.

Ausnahme
(1) §563 BGB: Treten nach dem Tod des 
Mieters zum Haushalt gehörende Personen 
in das Mietverhältnis ein und wollen dies 
fortsetzen, so kann der Vermieter von diesen 
Personen und ohne vertragliche Verein-
barung eine Kaution verlangen. 
(2) § 554 a BGB: Der Vermieter kann seine 
Zustimmung zu einem barrierefreiem 

Umbau der Wohnung davon abhängig 
machen, dass der Mieter eine Sicherheit für 
die Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes zahlt. Diese Sicherheit kann 
zusätzlich zur Sicherheit nach §551 BGB 
verlangt werden. Die Höhe der Sicherheit 
wird durch die zu erwartenden Kosten für 
den Rückbau der Umbaumaßnahmen nach 
oben begrenzt.
Bei Wohnraum ist, anders als bei der Ver-
mietung von Gewerberäumen, die Höhe der 
Sicherheitsleistung begrenzt. Die Höhe der 
Kaution darf maximal drei Monatsmieten 
betragen. Dabei dürfen die als Pauschale 
oder Vorauszahlung vereinbarten Betriebs-
kosten nicht berücksichtigt werden.

Beispiel: Auszug aus dem Mietvertrag
„Die Miete beträgt monatlich 500 €.
Diese Miete ist eine Nettokaltmiete, in der 
Betriebskosten nicht enthalten sind. Neben 
Heizungs- und Warmwasserkosten hat der 
Mieter daher alle Betriebskosten gemäß der 
BetrKV zu tragen, sofern diese im Einzelfall 
anfallen.
Die Vorschüsse für Nebenkosten betragen 
zurzeit:
für Betriebskosten gemäß BetrKV	 71,40 €
Heizungskosten	 49,20 €
Warmwasserkosten	 18,60 €
Miete und Nebenkosten 	
insgesamt zurzeit	 639,20 €“
Die maximal zulässige Höhe der Kaution 
würde in diesem Fall drei Nettokaltmieten, 
d. h. 1.500 € betragen.

Abweichende Vereinbarungen sind un-
wirksam §  551 Abs.  4 BGB. Setzt sich die 
Sicherheitsleistung aus mehreren Be-
standteilen zusammen (z. B. Bürgschaft 
und Geldbetrag), so darf die Summe der 
Sicherheiten drei Monatsmieten nicht 
überschreiten. Auch kann der Vermieter 
das Recht des Mieters zur Teilzahlungen 
nicht ausschließen, ebenso wenig die Über-
gabe der Mietsache von der vollständigen 
Kautionszahlung vor Mietvertragsbeginn 
abhängig machen. Möglich ist es aber, 
die Zahlung der 1. Kautionsrate als Bedin-
gungen für den Vertragsschluss oder die 
Übergabe der Schlüssel zu vereinbaren. 
Das Widerspricht nicht dem Wortlaut des 
Gesetzes, denn danach ist die 1. Teilrate zu 
Beginn des Mietverhältnisses fällig.

Beispiel für eine unwirksame Klausel:
Der Mieter leistet bei Abschluss des Miet-
vertrages, spätestens vor der Übergabe der 
Mietsache eine Mietsicherheit in Höhe der 
dreifachen Monatsmiete.

Abweichende Vereinbarungen dergestalt, 

5) BGH, Beschluss vom 31.1.2012 - VIII ZR 277/11
6) Palandt, Grüneberg BGB § 286, Rn. 46, 71. Aufl. 2012
7) BGH, Urteil vom 13.10.2010 - VIII ZR 98/10; BGH, Urteil 
vom 3.12.2003 - VIII ZR 86/03
8) BGH, Urteil vom 7.6.1990 - IX ZR 16/90

dass die vereinbarte Sicherheitsleistung 
den Betrag von drei Monatsmieten über-
steigt oder das Recht zur Teilzahlung 
ausschließen (siehe Beispiel) hat der BGH 
in unterschiedlichen Urteilen für teilweise 
unwirksam erklärt,7) so dass der Mieter 
gleichwohl zur Zahlung der vereinbarten 
Kaution, allerdings maximal in der gesetz-
lichen Höhe und mit dem Recht zur Teil-
zahlung, verpflichtet war.
Unwirksam ist auch die Vereinbarung einer 
Barkaution in Höhe von drei Monatsmie-
ten und die Stellung eines zusätzlichen 
Bürgen. In diesem Fall liegt ebenfalls ein 
Verstoß gegen §  551 BGB vor. Eine Aus-
nahme besteht nur dann, wenn der Bürge 
die Bürgschaft freiwillig anbietet oder der 
Mieter von sich aus einen Bürgen stellt, 
um die Bedenken des Vermieters gegen 
die Bonität des Mieters zu zerstreue.8) Die 
Beweislast für die Freiwilligkeit der Stellung 
einer zusätzlichen Sicherheitsleistung trägt 
der Vermieter.
Handelt es sich bei der Kaution um einen 
Geldbetrag, so gilt Folgendes: Mieter ist 
berechtigt die Kaution in 3 monatlichen 
Raten zu zahlen, die 1. Rate ist, wenn nichts 
anderes vereinbart wurde, bei Beginn des 
Mietverhältnisses fällig. Die 2. und 3. Rate 
werden zusammen mit den unmittelbar 
folgenden Mietzahlungen fällig. §  551 
Abs. 2 BGB
Wird dieses Recht auf Ratenzahlung aus-
geschlossen, so kann dadurch die gesamt 
Kautionsvereinbarung unwirksam werden 
(umstritten). Herrschende Meinung ist 
aber, dass nur der Teil der Vereinbarung 
unwirksam ist, der dem Mieter das Recht 
auf Ratenzahlung nehmen soll (BGH- Urteil).

2. Formen der Sicherheitsleistungen
Barkaution: Der Mieter stellt die Kaution 
als Geldbetrag. Der Geldbetrag muss vom 
Vermieter, getrennt von seinem Vermögen, 
bei einem Kreditinstitut angelegt werden. 
Bei dem Anlagekonto muss es sich um 
ein Treuhandkonto handeln. Ein solches 
Konto entsteht durch eine besondere 
Vereinbarung des Vermieters mit dem 
kontoführenden Kreditinstitut. Es handelt 
sich dabei um spezielle Konten, die geführt 
werden um Fremdgelder pfändungs- und 
insolvenzsicher zu verwalten. Im Falle der 
Insolvenz des Vermieters soll verhindert 
werden, dass diese Geldbeträge in die In-
solvenzmasse einfließen. Es soll ebenfalls 
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9) Die Dauer der Abrechnungsfrist ist umstritten und 
wird auch in der Rechtsprechung uneinheitlich be-
handelt.

verhindert werden, dass Gläubiger des 
Vermieters in diese Geldbeträge pfänden 
können. Kommt es trotzdem zu widerrecht-
lichen Pfändungen durch Gläubiger des Ver-
mieters, so hat der Mieter das Rechtsmittel 
der Drittwiderspruchsklage.
Die Anlage muss zu dem für Spareinlagen 
mit dreimonatiger Kündigungsfrist üb-
lichen Zinssatz verzinst werden. Der Zinser-
trag steht dem Mieter in voller Höhe zu. Der 
Mieter kann verlangen, dass der Vermieter 
vor Zahlung der Kaution ein insolvenzfestes 
Kautionskonto einrichtet und dem Mieter 
gegenüber nachweist bzw. schon gezahlte 
Kautionen gesetzeskonform anlegt. Diese 
Pflicht zur zinsbringenden Anlage besteht 
nicht in Lehrlings- und Studentenwohn-
heimen.
Verpfändung eines Kontos: Der Mieter 
eröffnet ein Konto auf eigenem Namen, 
beispielsweise ein Sparbuch. Er zahlt 
den Kautionsbetrag auf dieses Konto ein 
und gibt eine Verpfändungserklärung zu 
Gunsten des Vermieters ab. Der Vermieter 
erhält einen Durchschlag dieser Erklärung 
und kann dann jeder Zeit über diesen Geld-
betrag verfügen. Der Mieter kann erst dann 
über den Geldbetrag verfügen, wenn der 
Vermieter das Konto freigibt.
Bürgschaften: Bürgschaften können durch 
juristische Personen beispielsweise Banken 
oder natürliche Personen gestellt werden. 
Bürgschaftserklärungen bedürfen einer 
gesonderten vertraglichen Vereinbarung 
und der Schriftform. Für den Vermieter ist 
die Art der Bürgschaft wichtig:
1. 	 Ausfallbürgschaft, der Bürge kann erst 

dann in Anspruch genommen werden, 
wenn erfolglos gegen den Schuldner 
vollstreckt wurde.

2. 	 Selbstschuldnerische Bürgschaft, der 
Bürge haftet wie der Schuldner selbst, 
der Gläubiger kann den Bürgen sofort 
bei Fälligkeit in Anspruch nehmen. 

Die 2. Variante ist für den Vermieter regelmä-
ßig die sicherste Variante für den Vermieter.
Kautionsversicherung: Eine Kautions-
versicherung ist in den letzten Jahren als 
Alternative für die herkömmliche Sicher-
heitsleistung in Geld bzw. der klassischen 
Bankbürgschaft auf den Markt gekommen. 
Sie unterscheidet sich zu den traditionellen 
Kautionsformen. Im Vergleich zu einer Bar-
kaution oder einem Sparbuch kann der 

Mieter bei einer Kautionsversicherung sein 
Geld behalten und anderweitig verwenden 
kann. Dafür zahlt er lediglich einen mo-
natlichen oder jährlichen Beitrag, dessen 
Höhe sich nach der Kaution richtet. Die 
Versicherung fungiert hier als Bürge für die 
Forderungen gegen den Mieter. Diese Form 
der Mietsicherheit ist für die Mieter je nach 
Vertragsgestaltung unter Umständen mit 
höheren Kosten verbunden, da das dahinter 
liegende Versicherungsunternehmen mit 
dieser Dienstleistung Gewinn erwirtschaf-
ten will. Für Vermieter kann diese Form der 
Sicherheit zusätzliches Potential für ge-
richtliche Streitigkeiten beinhalten, da die 
Versicherung die Auszahlungsansprüche 
sorgfältig prüfen wird.
Hinterlegung/Verpfändung von Wert-
gegenständen
Hinterlegung/Verpfändung/Anlage 
von Wertpapieren: Mieter und Vermieter 
können auch die Hinterlegung von Verpfän-
dung von Wertgegenständen oder auch 
die Anlage von Wertpapieren vereinbaren. 
Dabei trägt der Vermieter das Risiko, dass 
der Wert der Sicherheiten sinkt. Bei der 
Anlage von Wertpapieren ist ebenfalls eine 
vom Vermögen des Vermieters getrennte 
Anlage notwendig.

3. Kündigungsrecht bei 
Nichtzahlung der Kaution
Der Vermieter von Wohnräumen kann 
das Mietverhältnis außerordentlich frist-
los kündigen, wenn der Mieter mit einer 
Sicherheitsleistung (Kaution) in Höhe eines 
Betrages im Verzug ist, der der zweifachen 
Monatsmiete entspricht. Die als Pauschale 
oder als Vorauszahlung ausgewiesenen 
Betriebskosten sind bei der Berechnung 
der Monatsmiete nicht zu berücksichtigen.
Der Vermieter muss den vorgenannten 
wichtigen Grund in dem Kündigungs-
schreiben angeben. Eine vorherige Ab-
hilfefrist oder eine Abmahnung ist nicht 
erforderlich, da der Fälligkeitszeitpunkt 
gesetzlich bestimmt ist. § 569 Abs. 2 a BGB. 
Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn 
der Vermieter vorher befriedigt wird Die 
Kündigung wird unwirksam, wenn der Ver-
mieter spätestens bis zum Ablauf von zwei 
Monaten nach Zustellung der Räumungs-
klage die offene Forderung vollständig 
begleicht.

4. Verwendung der Kaution
a) Bei freifinanzierten Wohnungen
Der Vermieter kann die Kaution für alle 
offenen Forderungen, die sich aus dem 
Mietverhältnis ergeben, verwenden:
■ 	 Mietrückstände
■ 	 Betriebskosten

■ 	 Betriebskostenvorauszahlungen
■ 	 Schadensersatz wegen Beschädigung 

der Mietsache
■ 	 Nutzungsentschädigung
■ 	 Schadensersatz wegen nicht durch-

geführter Schönheitsreparaturen
Der Vermieter kann die Kaution auch 
während des laufenden Mietverhältnisses 
in Anspruch nehmen und dann die Auf-
füllung verlangen. Der Mieter hat hierauf 
aber keinen Anspruch.

b) Im geförderten Wohnungsbau (§9 Woh-
nungsbindungsgesetz)
Der Vermieter darf die Kaution ausschließ-
lich für Schadensersatzforderungen wegen 
Beschädigung der Mietsache und wegen 
nicht durchgeführter Schönheitsrepara-
turen verwenden. Die Kaution kann nicht 
für Mietschulden und Forderungen des 
Mieters auf Nachzahlung bzw. Zahlung von 
Betriebskosten, Betriebskostenvorauszah-
lungen und ähnliches verwendet werden.

5. Rückzahlung der Kaution
Die Rückzahlung der Kaution ist im BGB 
nicht ausdrücklich geregelt. Nach der 
Rechtsprechung ist der Vermieter nicht 
verpflichtet die Kaution sofort bei Ende 
des Mietverhältnisses zurückzuzahlen. Bis 
zu 6 Monaten nach Ende des Mietverhält-
nisses kann der Vermieter die Kaution 
noch zurückbehalten um zu prüfen, ob 
Forderungen gegen den Mieter bestehen. 
Im freifinanzierten Wohnraum kann der Ver-
mieter einen Teil der Kaution noch länger 
zurückbehalten, nämlich bis zur nächsten 
Betriebskostenabrechnung. Dieser Teil soll 
aber nicht größer sein als das Dreifache 
des Vorauszahlungsbetrages. Mit einer 
vorbehaltlosen Auszahlung der Kaution 
verwirkt der Vermieter Forderungen, die 
er noch aus dem Mietverhältnis geltend 
machen könnte. Der Mieter kann erst nach 
Ablauf der 6 Monate auf Rückzahlung bzw. 
Freigabe klagen. Der Vermieter kann dann 
in der Klageerwiderung die Aufrechnung 
mit eigenen Forderungen erklären, auch 
wenn er die bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
getan hat.
Anspruch auf Rückzahlung der Kaution 
verjährt in drei Jahren
Der Anspruch des Mieters auf Rückzahlung 
der Kaution wird spätestens sechs Monate 
nach Rückgabe der Mietsache fällig9), die 
Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
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Jahres, in dem er fällig geworden ist, die Ver-
jährungsfrist beträgt drei Jahre. § 199 BGB.
Zum Teil werden von der Rechtsprechung 
auch kürzere Fristen angenommen. Nach 
Auffassung des BGH gibt es keine allge-
mein gültige Abrechnungsfrist. Dem Ver-
mieter steht eine angemessene Frist zur 
Abrechnung zu, die von den Umständen 
des Einzelfalls abhängt; diese können so 
beschaffen sein, dass mehr als 6 Monate für 
den Vermieter erforderlich und dem Mieter 
zumutbar sind.10) Die Abrechnungsfrist 
kann aber auch wesentlich kürzer sein, so 
z. B., wenn der Vermieter alsbald feststellen 
kann, welche Ansprüche ihm gegen den 
Mieter zustehen.11)

6. Berechnung des Rückzahlungsbetrages 
unter Berücksichtigung des Zinseszinses
KE = KA * (1 + i)n

KE = Endkapital
KA = Anfangskapital
i = Zinssatz=p/100
n = Laufzeit (Jahre)
Beispiel:
Die Kaution betrug 1.500  €, Mietzeit war 
neun Jahre bis zum Auszahlungstermin bei 
einer Verzinsung von 3 %.
KE = 1.500,00 * (1 + 0,03)9

KE = 1.500,00 * 1,304773184
KE = 1.957,16 €

7. Kaution bei Eigentümerwechsel
Wird vermieteter Wohnraum verkauft, so 
tritt der Erwerber in alle Rechte und Pflich-
ten, die sich aus der Kaution ergeben, ein. 
Der Erwerber kann die Kaution für eigene 
Forderungen, die er gegen den Mieter 
hat, in Anspruch nehmen. Der Erwerber 
ist dann auch zur Rückzahlung der Kaution 
verpflichtet. Wenn der Mieter die Kaution 
vom Erwerber nicht zurückerhalten kann, so 
haftet wiederum der ehemalige Vermieter 
gem. § 566 a BGB.

Übungsbeispiel:
Öffentlich geförderte Wohnung:
anfängliche Nettokaltmiete 	 350,00 €
Betriebskostenvorauszahlung 	 170,00 €
vereinbart wurde die höchstmögliche Kaution
das Mietverhältnis endet nach zehn Jahren 
und sechs Monaten (Auszahlungstermin)
die Kaution wurde mit 3,5 % verzinst
Der Vermieter hat bei Ende des Mietverhält-
nisses folgende Forderungen:
Reparatur des beschädigten Waschbeckens 	
	 270,00 €
Mietrückstand 	 380,00 €
Nachzahlung aus Betriebskostenabrech-
nung 	 137,00 €
Welchen Betrag muss der Vermieter aus der 
Kaution zurückzahlen?

10) BGH, WuM 1987, 310 f.
11) OLG Köln, WuM 1998, 154

Aufgaben Teil 5

Die Lösungen zu den Aufgaben finden Sie in der 
nächsten Ausbildungsbeilage.

1.	 Welche Arten von Vereinbarungen 
über die Struktur des Mietzinses gibt 
es?

2.	 Geben Sie für jede Art die Vor- und 
Nachteile für den Vermieter und den 
Mieter an.

3.	 Eine öffentlich geförderte Wohnung 
wurde am 1. Mai 2008 an den Mieter 
Willy Wuttke vermietet. Vereinbart 
wurde eine Netto- Kaltmiete von 
320 € sowie Vorauszahlungen für kal-
te Betriebskosten in Höhe von 100 € 
und für Heiz- und Warmwasserkosten 
in Höhe von 80  €. Im Mietvertrag 
wurde vereinbart, dass der Mieter die 
Kaution auf ein Konto des Vermieters 
zu überweisen hat.

	 a)	 Welcher Betrag durfte als Kaution 
im Mietvertrag maximal verein-
bart werden?

	 b)	 Wann und in welcher Höhe hätte 
Herr Wuttke nach dem BGB die 
Kaution an den Vermieter über-
weisen müssen?

	 c)	 Wie müssen Sie als Vermieter 
nach dem BGB mit den Kautions-
geldern umgehen und welchen 
Zweck verfolgt diese Vorschrift?

	 d)	 Gesetzt den Fall, Herr Wuttke 
hätte nicht die erforderliche Li-
quidität gehabt um die Kaution 
zu zahlen, welche Alternativen 
hätten Sie als Vermieter Herrn 
Wuttke angeboten?

	 e)	 Das Mietverhältnis endet durch 
Kündigung von Herrn Wuttke 
am 31. Juli 2014. Bei Beendigung 
des Mietverhältnisses bestehen 
Seitens des Vermieters noch 
folgende Forderungen:

		  ■ Junimiete 2014
		  ■ Schadensersatz für von Herrn 

Wuttke nicht durchgeführte 
Schönheitsreparaturen: 430 €

		  ■ Schadensersatz für von Herrn 
Wuttke schuldhaft beschädigte 
Einbauküche: 340 €

		  ■ Betriebskostennachforderung 
für 2013: 162 €

		  ■ Dem Kautionskonto von Herrn 

Wuttke wurden insgesamt 122 € 
an Zinsen gutgeschrieben.

		  (1) Welchen Betrag müssen Sie 
als Vermieter an Herrn Wuttke 
auszahlen?

		  (2) Alternative: Nehmen Sie an, es 
handelt sich um eine Wohnung 
im freifinanzierten Wohnungs-
bau. Welchen Betrag müssen Sie 
nun an Herrn Wuttke auszahlen?

	 f )	 Wann ist der Vermieter verpflich-
tet, die Kaution an Herrn Wuttke 
zurückzuzahlen?

	 g)	 Wann verjährt der Anspruch von 
Herrn Wuttke auf Rückzahlung 
der Kaution?

4.	 Ermitteln Sie für das Jahr 2014 wann 
die Miete jeweils im Monat fällig ist. 
Gehen Sie von der gesetzlichen Fäl-
ligkeitsregelung für die Mietzahlung 
aus.

Monat Fälligkeit

Januar

Februar

März

April

Mai

Juni

Juli

August

September

Oktober

November

Dezember

5.	 Geben Sie für die Fälle 1-3 aus der 
Ausgangssituation die Höhe der Ver-
zugszinsen an. Berechnen Sie jeweils 
die Verzugszinsen bis 31. Juli 2014. 

6.	  Welche weiteren Rechte kann der Ver-
mieter in diesen ggf. Fällen geltend 
machen?

Ergebnis:
Endkapital nach 10,5 Jahren Verzinsung zu 
einem Zinssatz von 3,5 % p.a.: 
KE = 1.050,00 * (1 + 0,035)10,5 =1.506,83 € 
Da es sich um öffentlich geförderten Woh-
nungsraum handelt, kann der Vermieter 
nur die Reparatur des beschädigten Wasch-

beckens von der Kautionssumme abziehen. 
Auszahlungsbetrag: 
1.506,83 € ./. 270,00 € = 	 1.236,83 €
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1) BGH, Urteil vom 24.3.2004 - VIII ZR 295/03 
2) LG München I, Urteil vom 19.12.2013 - 31 S 
6768/13, GE 2014, 744 f.
3) Ebd., S. 745

1. Berechnen Sie die Wohnfläche des unten stehenden Raumes gemäß der WoFlV.

Lösung 2.1:
Wohnzimmer: 5,6 m x 4,8 m = 	 26,88 m²
Schlafzimmer: 4,6 m x 4,2 m = 	 19,32 m²
Küche: 3,7 m x 3,5 m = 	 12,95 m²
Bad: 2,6 m x 2,5 m = 	 6,5 m²
Toilette: 2,0 m x 1,5 m = 	 3 m²
Balkon: 2,0 m x 4,8 m = 9,6 m² 
➜ Anrechnung höchstens zur 
Hälfte § 4 Nr. 4 WoFlV, d. h.	 4,8 m²
Keller: 3,0 m x 4,0 m =12 m²
➜ keine Anrechnung 
§ 2 Abs. 3, Nr. 1 a WoFlV, d. h. 	 0 m²
Abstellraum außerhalb der Wohnung:	  
2,2 m x 2,0 m = 2,4 m²
➜ keine Anrechnung 
§ 2 Abs. 3,Nr. 1 b WoFlV, d. h. 	 0 m²
Summe: 	 73,45 m²

2.2 Welche Rechte haben die Mieter, wenn die 
Wohnflächenangabe im Mietvertrag von der 
tatsächlichen Wohnfläche abweicht?

Lösung 2.2:
Im Fall liegt eine Abweichung der vertrag-
lich vereinbarten und tatsächlich vorhan-
denen Wohnfläche von mehr als 10  % vor. 
Wohnflächenabweichungen von mehr als 
10 % stellen einen erheblichen Mangel der 
Mietsache dar, selbst wenn die Wohnfläche 
mit einem Circa-Betrag angegeben wurde.1) 
Es kommt dabei nicht auf eine konkrete 
Beeinträchtigung des Mieters an. Die Höhe 
der Mietzinsminderung richtet sich nach 
dem Prozentsatz der Wohnflächenabwei-
chung. Dabei ist die gesamte Differenz zu 
berücksichtigen. Für die Verjährung des 
Rückzahlungsanspruches gelten die §§ 195, 

Lösung Aufgaben – Teil 4

Lösung:
Grundfläche: 3 x 4 m = 12 m²
Wohnfläche:
0,7 x 3,0 = 2,1 m² x 0,0 = 0,0 m²
Keine Berücksichtigung bei der Wohn-
fläche finden die Grundflächen von 
Räumen, wenn die lichte Höhe unter 
einem Meter ist.
0,7 x 3,0 = 2,1 m² x 0,5 = 1,05 m²
Die Grundflächen von Räumen mit einer 
lichten Höhe von mindestens einem 
Meter und weniger als zwei Metern sind 
zur Hälfte als Wohnfläche anzurechnen, 
§ 4 Nr. 2 WoFlV:
2,6 x 3,0 = 7,8 m² x 1,0 = 7,8 m²
Die Grundflächen von Räumen mit 
einer lichten Höhe von mindestens zwei 
Metern sind vollständig zur Wohnfläche 
anzurechnen, § 4 Nr. 1 WoFlV.
Gesamt:	 = 8,85 m²

2. Sie haben eine Wohnung angemietet. 
Wohnfläche für die Wohnung wird wie 
folgt im Mietvertrag bezeichnet:
„Die Wohnfläche beträgt ca. 82,5 m².“
2.1 Berechnen Sie die maximal mögliche 
Wohnfläche nach der WoFlV auf Grund-
lage der folgenden Angaben.
Wohnzimmer:	 5,6 m x 4,8 m
Schlafzimmer:	 4,6 m x 4,2 m
Küche: 	 3,7 m x 3,5 m
Bad: 	 2,6 m x 2,5 m
Toilette:	 2,0 m x 1,5 m
Balkon:	 2,0 m x 4,8 m
Keller:	 3,0 m x 4,0 m
Abstellraum außerhalb 
der Wohnung:	  2,2 m x 2,0 m

199 BGB. Die Verjährung beginnt mit 
Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Mieter von den 
anspruchsbegründenden Umständen 
Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen. 
Entscheidend sind also die Kenntnis des 
Mieters von der im Mietvertrag verein-
barten Wohnfläche und die Kenntnis der 
tatsächlichen Wohnfläche.2) Das Land-
gericht München hat dabei festgestellt, 
dass der Mieter keine allgemeine Erkun-
digungs-, Untersuchungs- oder Nach-
forschungspflicht bei der Annahme der 
Mietsache hat. Demgemäß ist er ohne 
besondere Anhaltspunkte nicht gehal-
ten, die Wohnfläche zu überprüfen.3) 
Die Verjährungsfrist des Rückzahlungs-
anspruches beginnt demgemäß regel-
mäßig erst ab der Kenntnis des Mieters 
von der Wohnflächenabweichung.


